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Deutſchen Reich und deutſcher Perſonenkraftfahrzeuge in Schwedeꝛennnn . 


——— 


Il. Zölle und ſonſtiger Verkehr mit dem Auslande 


Deviſenüberwachung bei der Einfuhr 


Jiffer IV Nr. 3 Ein ü 

0 . gang und a) der Verfügung vom 

Ae 1935, 2 1134 — 240 II, in der Faſſung der 

0 N vom 16. Mai 1935, 21134 — 283 II 
ZE. S. 147, 214), erhält folgenden Wortlaut: 


3. Keine Meldung nach Ziffer III iſt zu erſtatten 

bei der Abfertigung N i | 

a) von ſolchen dem Maisgeſetz unterliegenden 
Waren, deren Einfuhr der Reichsſtelle für 
Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirt⸗ 
ſchaftlichen Erzeugniſſe anzuzeigen ift (4. B. 

Mais, Dari, Reis, Olfrüchte, Olſämereien, 

jedoch nicht — ſ. Anlfd ZAbf. 1A 4d — 
Bohnen, Erbſen, Lupinen, Widen);« 


RF M. vom 9. Juni 1936 — Z 1134 — 575 11 


Tarifnr. 922; ShZO. 82. Ein Fluß⸗ und Binnenſee⸗ 
ſchiff iſt nicht ſchon dann ein e, IR | 
es ſich für gewerbliche Verwendung nicht eignet; die Ein- | 
reihung eines Binnenfahrzeuges unter die Schiffe für 
Luxuszwecke erfordert die beſtimmte Feſtſtellung, daß es 
für Vergnügungs⸗ oder ſportliche Zwecke geeignet iſt. 
Urteil des Reichsfinanzhofs, IV. Senat, 
vom 16. Mai 1936 IV A — 34/36 U 


Aus den Gründen: 


Die Sache befindet fid) im zweiten Rechtsgang. 
8 JN dem Urteil vom 11. September 1935 IV A 83/735 — | 
38. 1935 S. 445 — war der Vorinſtanz aufgegeben | 


worden, feſtzuſtellen, ob das den Gegenſtand der Zoll⸗ 


forderung bildende Boot eine Decke aus Tannenholz oder 


aus anderem Holz beſitzt und im Anſchluß daran die 


Frage zu prüfen, ob das Boot, falls feine Decke aus be⸗ 


ſonders widerſtandsfähigem Holz (Teakholz) beſtehen 
ſollte, nicht etwa im Hinblick auf § 2 Abf. 2 der Schiff⸗ 


bauzollordnung als Seeſchiff der TarNr. 921 am 


ziuſehen fei. 


J. Nach den nunmehr getroffenen Feſtſtellungen beſteht 
das Deck des Bootes aus alten, kräftigen Teakholzbohlen, 
einem ſeefeſten Bauſtoff, gleichwohl hat die Vorinſtanz, 
geſtützt auf das Gutachten des Sachverſtändigen, die 
Eigenſchaft des Bootes als eines Seeſchiffs mit Rückſicht 
auf die für die Außenhaut verwendeten Bauſtoffe 
(Tannen- und Ulmenholz) ſowie mit Rückſicht auf den ge⸗ 
ringen Tiefgang verneint; fie kommt zu dem Ergebnis, 


daß es ſich nur um ein Fluß- und Binnenſeeſchiff handeln 


könne. Dieſes Ergebnis iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, 
es iſt auch ohne Verfahrensmangel und ohne Widerſpruch 
mit dem Inhalt der Akten gewonnen. 


2. Iſt ſonach einwandfrei feſtgeſtellt, daß das den 
Gegenſtand der Zollforderung bildende Boot kein Seeſchiff 
im Sinn der TarNr.921 iſt, fo bleibt noch die Frage zu 
prüfen, ob es ein Fluß, und Binnenſeeſchiff für Luxus- 
zwecke im Sinn der TarNr. 922 oder ein »anderes Fluß⸗ 
und Binnenſeeſchiff« im Sinn der TarNr. 922 iſt. 

Ein Fluß- oder Binnenſeeſchiff ift nicht ſchon dann ein 
ſolches für Luxuszwecke, wenn es für gewerbliche Zwecke 
nicht geeignet ift; ein Fluß. und Binnenſeeſchiff kann auch 
dann noch als »anderes Fluß⸗ und Binnenſeeſchiff« im 
Sinn der TarNr. 923 in Betracht kommen, wenn feſt⸗ 
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ſteht, daß es nicht für gewerbliche Zwecke geeignet iſt. 


Anter die Fluß⸗ und Binnenſeeſchiffe für Luxuszwecke im 
Sinn der TarNr. 922 kann ein Schiff erſt dann eingereiht 
werden, wenn die Eignung für Luxuszwecke in beſtimmter 
Weiſe feſtgeſtellt iſt. Das ergibt ſich auch aus einem Ver⸗ 
gleich des Wortlauts der Abſätze 3 und 4 des § 2 der 
für die vorliegende Tariffrage maßgebenden Schiff bauzoll⸗ 
ordnung. Während in Abſ. 3 geſagt iſt, daß »unter den 
Begriff der zu Luxuszwecken beſtimmten Binnenſee⸗ und 
Flußſchiffe alle nicht zu den Seeſchiffen zu rechnenden 
Waſſerfahrzeuge fallen, die dem Vergnügen oder 
Sport dienen ſollen«, ſagt Abſ. 4 nur: „als andere 
Binnenſee- und Flußſchiffe kommen in Betracht 
Waſſerfahrzeuge zur gewerbsmäßigen Beförderung von 
Perſonen, zur Beförderung von Gütern «. Das iſt ſo zu 
verſtehen, daß als „andere Binnenſee- und Flußſchiffe« 
auch andere als die in Abſ. 4 ausdrücklich bezeichneten 
Schiffe in Betracht kommen können, und daß die Feſt⸗ 
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ſtellung, daß ein Fluß und Binnenſeeſchiff für gewerbliche 
Zwecke nicht geeignet iſt, noch nicht ausreicht, um es ohne 
weiteres unter die Schiffe für Luxuszwecke einzureihen. 


Die Vorinſtanz iſt nicht nur zu dem Ergebnis ge— 
kommen, daß ſich das Boot für gewerbliche Zwecke, ins⸗ 
beſondere für Fiſchereizwecke nicht eigne, ſie hat auch auf 
Grund der Gutachten der Sachverſtändigen feſtgeſtellt, daß 
das Fahrzeug bei ſeiner Bauart und insbeſondere mit 
Rückſicht auf das Mittelſchwert für ſportliche Zwecke ge- 
eignet iſt. Dieſe Feſtſtellung, die ohne Rechtsirrtum, ohne 
Verſtoß gegen die Verfahrensvorſchriften und gegen den 
Inhalt der Akten getroffen ift, rechtfertigt die Einreihung 
des Boots in die Fluß⸗ und Binnenſeeſchiffe der 
TarNr. 922 und, da eine Antriebsmaſchine nicht vor- 
handen ift, die Anwendung des Zollſatzes von 40 N. 
für 1 dz. 


2 1400 — 987 II 


IV. Kraftfahrzeugverkehr leinſchl. Kraftfahrzeugfteuer) 


Bekanntmachung über den Verkehr ſchwediſcher 
Perſouenkraftfahrzeuge im Deutſchen Reich 
und deutſcher Perſonenkraftfahrzeuge in Schweden.) 


Vom 28. Mai 1936. 


Auf Grund des § 13 der Verordnung über inter⸗ 
nationalen Kraftfahrzeugverkehr vom 12. November 


| 
| 


1934 (Reichsgeſetzbl. I S. 1137) beſtimme ich nach 


einer Vereinbarung zwiſchen der Deutfchen Reichs⸗ 


regierung und der Königlich Schwediſchen Regierung 


folgendes: 


1. In Schweden zum Verkehr zugelaſſene Perſonen⸗ 


kraftfahrzeuge (Kraftwagen oder Krafträder) 
dürfen vom 15. Juni 1936 ab bei vorüber⸗ 
gehendem Aufenthalt im Deutſchen Reich die 
öffentlichen Wege ohne das im $2 Abſ. 2 und 86 
der Verordnung über internationalen Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr vom 12. November 1934 vor⸗ 
geſchriebene länglichrunde Kennzeichen benutzen, 
wenn 


a) das Fahrzeug im Deutſchen Reich zu nicht 


beruflichen Zwecken benutzt wird und außer 
dem in Schweden vorgeſchriebenen Kenn⸗ 


zeichen das in der Anlage O zum Inter⸗ 


nationalen Abkommen über den Verkehr 
mit Kraftfahrzeugen vom 24. April 1926 
Neichsgeſetzbl. 1930 II S. 1233) für Schwe⸗ 


den vorgeſehene Nationalitätszeichen „8“ 


führt, 

b) der Führer die ſchwediſchen Ausweiſe für ſich 
und das Fahrzeug vorlegen kann, die, ſofern 
fie nicht in deutſcher Sprache ausgeſtellt find, 
mit einer amtlichen Überſetzung in deutſcher 
Sprache verſehen ſein müſſen. Als ſchwediſche 
Ausweiſe für das Fahrzeug gelten vorſchrifts⸗ 
mäßige Beſichtigungsurkunde oder Typ⸗ 
beſcheinigung mit Regiſtrierungsvermerk. An 
Stelle einer amtlichen Überſetzung genügt 
die Überſetzung durch den Kungl. Automobil⸗ 
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klubben oder den Motormännens riksför⸗ 
bund. An Stelle des ſchwediſchen Ausweiſes 
für den Führer kann auch der Internationale 
FJührerſchein vorgelegt werden. 


2. Die Anerkennung der ſchwediſchen Ausweiſe kann 
aus denſelben Gründen wie die Anerkennung des 
Internationalen Zulaſſungs⸗ oder Führerſcheins 
verſagt werden (§ 11 Abſ. 1 und 2 der Verord⸗ 
nung über internationalen Kraftfahrzeugverkehr 
vom 12. November 1934). 


3. Bei der Feſtſtellung des nichtberuflichen Charak- 
ters des Verkehrs iſt in Zweifelsfällen zugunſten 
der Anwendung dieſer Bekanntmachung zu 
entſcheiden. 


4. Die Anordnungen unter Ziffer 1 bis 3 gelten 
finngemäß für deutſche Perſonenkraftfahrzeuge 
(Kraftwagen oder Krafträder) in Schweden. 
Die deutſchen Fahrzeuge haben das Nationali⸗ 
tätszeichen „D“ zu führen. Die deutſchen Aus⸗ 
weiſe für Führer und Fahrzeug müſſen mit einer 
amtlichen Überfegung in die ſchwediſche, nor⸗ 
wegiſche oder däniſche Sprache verſehen ſein. 
Als deutſche Ausweiſe für vor dem 1. Oktober 
1934 zugelaſſene Kraftfahrzeuge gelten der 
Zulaſſungsſchein und — für Kleinkrafträder — 
die Beſcheinigung über Zuteilung einer Erken⸗ 
nungsnummer, für ſeit dem 1. Oktober 1934 
zugelaſſene Kraftfahrzeuge aller Art der Kraft⸗ 
fahrzeugſchein. An Stelle einer amtlichen Über⸗ 
ſetzung genügt bis auf weiteres eine Überſetzung 
durch den Deutſchen Automobil-Elub e. V. in 
München 2 NO, Königinſtraße 11a, und ſeine 
Dienſtſtellen oder durch die Intergarant A. G. 
für Grenzverkehrserleichterung in München 13, 
Heßſtraße 8. 


Berlin, den 28. Mai 1936. 


Der Reichsverkehrsminiſter 
Frhr. v. Eltz 
K. 1. 7308 (V 3043 — 9411) 


